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Bäume 
schützen!
Und heute?  
Baumschutz unter der CDU/SPD-Koalition
Baumschutz ist kein Thema im Koalitionsvertrag. Das ist ge-
rade seitens der SPD enttäuschend Dabei wäre es dringend 
an der Zeit, das „Baum-Ab-Gesetz“ endlich zurückzunehmen. 
Den Städten und Gemeinden wurde hier per Landesdiktat die 
Möglichkeit genommen, selbst über die Ausgestaltung der 
eigenen Baumschutzsatzungen zu entscheiden. Viele Kom-
munen haben das Gesetz zum Anlass genommen, ihre Baum-
schutzsatzungen gänzlich abzuschaffen, andere berichten 
über erhöhten Aufwand in der Bürgerberatung. Die Gesetzes-
änderung führte nicht, wie von der Regierung behauptet, zu 
Verwaltungsvereinfachung und Bürokratieabbau.
Bäume sind ein gutes Stück Lebensqualität
Grün wirkt nicht nur beruhigend. Bäume beeinflussen überall 
unsere Lebensqualität positiv, ob in Städten oder im ländlichen 
Raum. Es sind Bäume und Sträucher, die Stadt- und Landschafts-
bilder gliedern und eine angenehme Atmosphäre schaffen. Un-
verzichtbar sind Gehölze vor allem wegen der Vielfalt ihrer öko-
logischen Funktionen. Wir brauchen ihre luftreinigende Wirkung 
und ihre Ausgleichsfunktion für das Stadtklima. Ein hoher Baum-
anteil der Städte funktioniert als natürliche Klimaanlage. Bäume 
erhöhen die Luftfeuchtigkeit, binden Staub und Kohlendioxid 
und haben so eine elementare Bedeutung für den Klimaschutz. 
Außerdem tragen Bäume wesentlich zum Erhalt der urbanen 
Artenvielfalt bei. Unsere heimische Stieleiche bietet zum Beispiel 
über 200 Insekten- und mehr als 20 Vogelarten Lebensraum. 
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Für den Erhalt unserer Bäume!
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN in Sachsen wollen die kommu-
nale Selbstverwaltung beim Baumschutz wiederherstel-
len und das Gesetz zur Vereinfachung des Umweltrechts 
zurück nehmen – Städte und Gemeinden sollen die Bäu-
me grundsätzlich über eigene Baum schutzsatzungen 
schützen.
Ziel soll es sein, dass der Freistaat auf den Schutz der Ge-
hölze und Altbäu me in vorbildlicher Art und Weise ach-
tet – insbesondere bei seinen eigenen Bauvorhaben. Zur 
Neuanpflanzung müssen regelmäßig ausreichende Mittel 
in den Staatshaushalt eingestellt werden.
Vor allem dort, wo sie unsere Landschaften, Städ-
te und Dörfer prägen, wollen wir Bäume besser ge-
setzlich schützen. Wir setzen uns deshalb für eine 
sächsische Alleenkonzeption ein mit dem Ziel, dass 
Alleen als typische Bestandteile unserer Kulturlandschaft 
und als Le bensräume in Sachsen eine Zukunft haben. Au-
ßerdem sollen die ökologischen Defizite im Stadtbereich 
auch dadurch ausgeglichen werden, dass sich Teile der 
Stadtwälder ohne forstwirtschaftliche Nutzung als natür-
liches Biotop entwickeln können.
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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
Bäume werden für unser Wohlbefinden in den Kommu-
nen immer wichtiger. Doch nicht allen Menschen ist dieser 
unersetzbare Wert bewusst. Häufig kommt es daher zu Inte-
ressenkonflikten. Städte und Gemeinden erlassen aus diesem 
Grund Baumschutzsatzungen. Diese schreiben für private 
Grundstückseigentümer, aber auch für die Kommunen 
selbst, die Voraussetzungen vor, unter denen Bäume auf 
Grundstücken gefällt werden dürfen. Damit soll der für Stadt- 
klima und Stadtbild wichtige Grünbestand geschützt werden. 
Die gesetzliche Grundlage kommunaler Baumschutzsatzungen 
ist in Sachsen das Naturschutzgesetz. Es ermächtigt die 
Gemeinden, per Satzung Teile von Natur und Landschaft 
als geschützte Landschaftsbestandteile festzusetzen. Die 
CDU/FDP-Koalition hatte im Jahr 2010 mit der Novelle des Säch-
sischen Naturschutzgesetzes den kommunalen Baumschutz 
beschnitten („Baum-Ab-Gesetz“).
Unter dem Vorwand des Bürokratieabbaus und gegen die deut-
liche Kritik der Fachleute gefährdete sie dadurch das Gemein-
wohl, zu dessen Schutz der Gesetzgeber doch eigentlich ver-
pflichtet ist.
Was steht im „Baum-Ab-Gesetz“?
Laut dem am 1. September 2010 verabschiedeten Gesetz zur 
Vereinfachung des Landesumweltrechts dürfen die Gemeinden 
ihre Baumschutzsatzungen nicht mehr frei gestalten. 
Abgesehen von diesen Regelungen gelten die kommunalen 
Baumschutzsatzungen weiter. Über Fällanträge müssen die zu-
ständigen Baumschutzbehörden nun jedoch kostenfrei und in-
nerhalb von drei Wochen entscheiden – eine für die Verwaltung 
vieler Gemeinden unrealistisch kurze Bearbeitungszeitspanne. 
Ohne vorliegenden Bescheid darf dann gefällt werden. 
In Landschafts- oder Naturschutzgebieten dürfen auch weiter-
hin keine Bäume ohne Genehmigung gefällt werden. Auch der 
Schutz besonderer Arten (z. B. Schwarzpappel) gilt weiter.
Während der Brutzeit (1. März bis 30. Sept.) ist es nach Bundes-
naturschutzgesetz generell verboten, Bäume, Hecken, Ge-
büsche oder andere Gehölze abzuschneiden oder auf Stock zu 
setzen; zulässig sind nur schonende Form- und Pflegeschnitte.
Folgen des „Baum-Ab-Gesetzes“
Dieses Gesetz hat die kommunalen Baumschutzsatzungen 
verheerend geschwächt. 
Die Erfahrungen aus den verschiedensten Kommunen in 
Sachsen zeigen, dass sich der Baum bestand spürbar verrin-
gert. Infolge des Gesetzes wurden nach Erhebungen des 
BUND in den letzten drei Jahren allein in Leipzig mindestens 
13.500 Bäume ohne Nachpflanzungen gefällt. Ersatzpflan-
zungen finden ohnehin kaum noch statt. Zudem zeigt sich, 
dass häufig Bäume mit einem Stammumfang von bis zu 
einem Meter willkürlich gefällt werden, damit dieser Baum 
später nicht unter die Baumschutzsatzung fällt. Ebenso vom 
Schutz ausgenommen sind beispielsweise Pappeln und Na-
delgehölze. Dazu gehören auch Gehölze, die gefährdet bzw. 
vom Aussterben bedroht sind, wie die Weißtanne und die 
Schwarzpappel. 
Besonderer Hinweis soll hier auf die Weide gegeben werden, 
die gerade für unsere Imker eine besondere Bedeutung im 
Frühling hat.
Fazit: Das Inkrafttreten des Gesetzes sorgte für eine anhal-
tende Verunsicherung der Bür gerinnen und Bürger sowie der 
Gemeinden.
Unkenntnis schützt vor Strafe nicht!
Es drohen erhebliche Bußgelder, wenn es zur Anzeige we-
gen Fällung eines geschützten Baumes kommt. Die neuen 
Regelungen erschweren jedoch für Laien die Einschätzung, 
ob Bäume durch geltendes Bundesnaturschutzrecht oder 
europäisches Recht geschützt sind: Wer nicht über spezi-
elle Artenkenntnis verfügt, wird allein gelassen. Im Zweifels-
fall ist es also klug, bei Umweltbehörden, Natur- und Um-
weltschutzvereinen um Rat zu bitten. 
Auf bebauten Grundstücken und in Kleingärten sind fol-
gende Bäume und Sträucher nicht mehr geschützt, dürfen 
also ohne Genehmigung und Ersatz beseitigt werden:
 8  Bäume und Hecken in Kleingärten
 8  Bäume auf bebauten Grundstücken mit einem Stamm-
umfang von unter 1 m gemessen in 1 m Höhe
 8  Obstbäume, Nadelgehölze, Pappeln, Birken, Baumweide 
und abgestorbene Bäume auf bebauten Grundstücken
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